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Gremium Termin Status 

Ortsbeirat Ruchheim 05.07.2021 öffentlich 

 

Anfrage der GRÜNEN-Ortsbeiratsfraktion 
Offenlage des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar 

Vorlage Nr.: 20213657 

 
 
Stadtverwaltung Ludwigshafen 

Büro Ortsvorsteher 

Herrn Ortsvorsteher 

Dennis Schmidt 

 

67071 Ludwigshafen 
 
 
 
 
 
 

 

Ruchheim, den 26.06.2021 

Anfrage:  Offenlage des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar  
– Beteiligung der Öffentlichkeit - Rolle des Ortsbeirats - 
 

Sehr geehrter Herr Schmidt, 

für die Ortsbeiratssitzung am 05.07.2021 bitte ich die Stadtverwaltung um mündliche und 

schriftliche Beantwortung folgender Fragen: 

 

1. Wie lauten die genauen inhaltlichen Stellungnahmen der Fraktionen und des 

Einzelmitglieds im Ruchheimer Ortsbeirat zu den von Dr. Spangenberger-Kerle 

(Stadtplanung) vorgestellten Änderungsvorschlägen der Verwaltung (Entwick-

lungsspielraum Wohnen und Gewerbe) zum Einheitlichen Regionalplan Rhein-

Neckar? 

 

Fraktion 

Die Grünen  

im Ortsbeirat 

Ruchheim 

 
 

Jutta Kreiselmaier-Schricker 
(Fraktionsvorsitzende) 

Dorothee Tavernier 
(Stellvertretende Fraktionsvorsitzende) 

 

Anschrift: 

Maxdorfer Str. 32 

67071 Ludwigshafen 

Telefon: 06237  6 07 33 

E-Mail: jk.schricker@t-online.de 
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2. Warum wurden den Ortsbeiräten die genauen inhaltlichen Rückmeldungen nicht 

zur Verfügung gestellt? 

 

3. Weshalb wurde von der Verwaltung kein Votum des Ortsbeirates zu den Vor-

schlägen in öffentlicher Sitzung und mit Abstimmung gefordert bzw. ermöglicht 

und die Öffentlichkeit außen vor gelassen?  

 

4. Wie ist die beabsichtigte Vorgehensweise der Verwaltung bezüglich der Beteili-

gung des Ortsbeirates und der Stadtteilsöffentlichkeit bei der Fortschreibung des 

Flächennutzungsplans? 

 
Begründung: 
Zurzeit wird der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar überarbeitet und ist bis Ende Juni 
2021 in der Offenlage.  
Die Grünen im Ortsbeirat Ruchheim schließen sich der Kritik der Grünen im Ortsbeirat Mau-
dach, vertreten durch Michael Kessler, zur Vorgehensweise der Verwaltung an: In nicht-
öffentlichem Sitzungsteil wurden die Ruchheim betreffenden Vorschläge des Bereichs Stadt-
planung durch Dr. Spangenberger-Kerle in der Sitzung vom 02.03.2021 vorgestellt und der 
Ortsbeirat um ein „Stimmungsbild“ gegeben. Dass auch für den Bereich Wohnen ein „Stim-
mungsbild“ vom Ortsbeirat gewünscht war, wurde - zumindest mir - nicht deutlich. 
Eine zweite Befassung des Ortsbeirats in öffentlicher Sitzung, dann mit Abstimmung zu den 
Vorschlägen und öffentlichem Votum, sollte später folgen. Die zweite Befassung hat ebenso 
wenig, stattgefunden, wie eine öffentliche Diskussion und eine Abstimmung im Ortsbeirat zu 
vorgesehenen Wohn- und Gewerbeflächen auf Ruchheimer Gemarkung im Regionalplan.  
Zwar wurde inzwischen im Rahmen der Offenlage öffentlich (online) und auch in der Stel-
lungnahme der Verwaltung auf eine Anfrage der Grünen Maudach deutlich, dass die vorge-
schlagene Ersatzfläche für das Ruchheimer 43-ha-Gebiet „Nördlich A 650“ „Am Hüttengra-
ben“ im Ruchheimer Osten mehrheitlich, von den Fraktionen der GRÜNEN, CDU und FDP 
abgelehnt wurde – lediglich die SPD votiert hier für eine über 30 ha große Gewerbefläche auf 
Ruchheimer Gemarkung. Die Fortsetzung des Willensbildungsprozesses in öffentlicher Sit-
zung hat allerdings nicht stattgefunden.  
Eine Beteiligung der Öffentlichkeit zur Änderung/Fortschreibung des Einheitlichen Regional-
plans Rhein-Neckar, mit der Möglichkeit Stellungnahmen abzugeben, ist jedoch ausdrücklich 
vorgesehen. Dies wird dann erschwert, wenn BürgerInnen kein niederschwelliger Zugang zu 
Informationen ermöglicht wird. 
Im Übrigen widersprechen wir der Meinung von Dr. Spangenberger-Kerle – Zitat*: „Ein be-
gründeter Verzicht auf einzelne Entwicklungsspielräume bzw. Handlungsoptionen ergibt sich 
aus Sicht der Verwaltung durch die Einschätzung in den Ortsbeiräten nicht.“ Gerade mit der 
Hereinnahme einer Ersatzfläche „Vorrang Industrie, Logistik, Gewerbe“ auf Ruchheimer Ge-
markung widerspricht der Bereich Stadtplanung faktisch einem Stadtratsbeschluss: Die Ar-
gumente zur Ausweisung der Fläche „Nördlich A 650“ für die Landwirtschaft u.a. gelten ge-
nauso für die sog. Ersatzfläche „Am Hüttengraben“.  
 
Wir bitten um Klärung, inwieweit das Vorgehen der Verwaltung den Zugang der Öffentlichkeit 
zu Informationen und damit zur Teilnahme unzulässig erschwert hat und die Rolle des Orts-
beirates unzulässig beschnitten wurde. 
 
Freundliche Grüße 
Jutta Kreiselmaier-Schricker 
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*Aus: Anfrage des Mitglieds der GRÜNEN im Ortsbeirat Regionalplanung - Ergebnisse der Befragung der Orts-
beiräte Vorlage Nr.: 20213433 Stellungnahme Bereich Stadtentwicklung: 
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